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259 Rechts verordnung 
zur Abänderung der Rechtsverordnung über das Landjahr vom 30. April 1934 (G. Bl. S. 300). 
Vom 10. September 1935. 
Auf Grund von SS 1 Ziffer 36 und 39 und 8 2 des Geſetzes vom 24. Juni 1933 zur Behebung 
der Not von Volk und Staat (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel ! 
In $ 3 der Rechtsverordnung über das Landjahr vom 30. April 1934 (G. Bl. S. 300) wird 
Satz 2 geſtrichen. $ 3 hat daher folgende Faſſung: 
„Die Jugendlichen werden während des Landjahrs in Heimen von Leitern und Helfern 
betreut, die die Schulaufſichtsbehörde beſtellt.“ 


Artikel II 
Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 10. September 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


260 Verorduung 
zur Anderung der Vorſchriften über Krankheitserreger. 
Vom 23. September 1935. 
Auf Grund des $ 27 des Geſetzes, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten vom 
30. Juni 1900 (Reichsgeſetzbl. S. 306) wird hiermit folgendes verordnet: 


8 1 
Die SS 2 und 5 der Vorſchriften über Krankheitserreger (Bekanntmachung, betreffend Vorſchriften 
über Krankheitserreger vom 21. November 1917 — Reichsgeſetzbl. S. 1069) in der Faſſung vom 
19. September 1934 — St. A. 1934 Teil 1 S. 355 — erhalten folgende neue Faſſung: 


„Ss 2 

(1) Wer mit anderen als den im $ 1 bezeichneten Erregern von Krankheiten, die auf Menſchen 
übertragbar ſind, oder mit Material, das ſolche Erreger enthält, arbeiten will, ferner wer der— 
artige Erreger in lebendem Zuſtand aufbewahren will, bedarf dazu der Erlaubnis der zuſtändigen 
Polizeibehörde desjenigen Ortes, in welchem der Arbeits- oder Aufbewahrungsraum liegt. Die Er- 
laubnis darf nur für beſtimmte Räume und nur nach Ausweis der erforderlichen wiſſenſchaftlichen 
Ausbildung erteilt werden. 

(2) Arzte bedürfen der Erlaubnis nach Abſ. 1 nur inſoweit, als ſie gewerbsmäßig Anter— 
ſuchungen zur Erkennung und Feſtſtellung von Krankheiten bei Menſchen ausführen wollen. Wer 
die Erlaubnis hierzu erhalten hat, iſt verpflichtet, die ſtaatlich feſtgeſetzten Gebührenſätze einzuhalten 
und jede Feſtſtellung einer anzeigepflichtigen Krankheit des Menſchen dem für den Kranken zu: 
ſtändigen beamteten Arzt alsbald ſchriftlich anzuzeigen und am 1. April jedes Jahres einen 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 10. 10. 1935.) 
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Tätigkeitsbericht über das abgelaufene Kalenderjahr an den Senat, Abteilung für Geſundheits⸗ 
weſen und Bevölkerungspolitik, zu erſtatten. Im übrigen finden die Vorſchriften im Ab. 1 auf 
Arzte mit der Einſchränkung Anwendung, daß ſie der Polizeibehörde nur eine Anzeige von ihrem 
Vorhaben unter Angabe des Raumes nach Lage und Beſchaffenheit zu erſtatten und ſpäter jeden 
Wechſel des Raumes in gleicher Weiſe anzuzeigen haben. 

(3) Der Erlaubnis bedarf es nicht, wenn die Arbeit und die Aufbewahrung: 

a) in öffentlichen Kranlenhäuſern, die mit den zur Verhinderung einer Verſchleppung von 
Krankheitskeimen erforderlichen Einrichtungen verſehen ſind, im Intereſſe der in der 
Anſtalt untergebrachten Kranken durch die daſelbſt tätigen Arzte, oder 

b) in ſtaatlichen, ſtaatlich beaufſichtigten oder kommunalen Anſtalten, die zu einſchlägigem 
Fachunterrichte dienen oder behufs Bekämpfung der Infektionskrankheiten zur Vornahme 
von Unterſuchungen oder zur Herſtellung von Schutz⸗ oder Heilſtoffen beſtimmt ſind, 
oder 

c) vom behandelnden Arzt in ſeiner Praxis zum Zwecke der Erkennung, Vorbeugung oder 
Heilung von Krankheiten 

vorgenommen werden. 
85 

Die im § 1 Abſ. 1, 8 2 Abi. 1 und $ 3 Abf. 1 bezeichnete Tätigkeit ſowie die nach 8 4 
geſtattete oder aufgetragene Ausübung ſolcher Tätigkeit durch andere iſt einzuſtellen, wenn die 
Erlaubnis des Senats, Abteilung G, oder der Polizeibehörde zurückgenommen oder wenn die 
Tätigkeit von der zuſtändigen Behörde unterfagt wird. Die Zurücknahme der Erlaubnis oder 
die Unterſagung ſoll erfolgen, wenn aus Hand lungen oder Unterlaſſungen der betreffenden Perſon 
der Mangel derjenigen Eigenſchaften erhellt, welche für jene Tätigkeit vorausgeſetzt werden müſſen. 
Dasſelbe gilt, wenn die baulichen oder ſonſtigen Einrichtungen der genehmigten Räume den An⸗ 
forderungen nicht mehr genügen. Im Falle des § 2 Abſ. 1 ſoll die Zurücknahme der Erlaubnis 
oder die Unterſuchung auch dann erfolgen, wenn der Arzt den im $ 2 Abſ. 2 auferlegten Ver⸗ 
pflichtungen nicht nachkommt.“ 


8 2 
Die Verordnung tritt am 1. Oktober 1935 in Kraft. 
Danzig, den 23. September 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Huth Dr. Kluck 


Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie . Damig Ausgabe A u. B je 3,75 6, 


b) für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. B je 3,— G, c) für den Staatsanzeiger für 
die Freie Stadt Danzig Teil II 3,75 G. Beſtellungen haben bei der ohdähiuen: Boftanftalt zu erfolgen. Für Beamte (ſiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 2,25 G, zu b) 1,50 G. 


Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum = 0,50 G. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


